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der in diesem Artikel festgelegten Ziele durch die zuständigen 
Stellen zu ergreifen.

III. Sofort erfüllbare Verpflichtungen

A r t i k e l  3
1. Die Vertragsstaaten kommen zusätzlich zu jeglichen Ver­

pflichtungen der Regierungen überein, alle praktikablen Maß­
nahmen zu ergreifen,, um die zuständigen Stellen zu ermuti­
gen, den in den anderen Vertragsstaaten ausgestellten und 
Zugang zum Hochschulstudium gewährenden Oberschulab­
schlußzeugnissen und sonstigen Diplomen zum Zweck der Zu­
lassung ihrer Inhaber zur Aufnahme eines Studiums an Hoch­
schulen auf dem jeweiligen Hoheitsgebiet der Vertragsstaa­
ten Anerkennung im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 zu geben.

2. Unbeschadet Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe (a) jedoch kann 
die Zulassung zu einer bestimmten Hochschule auch von der 
Verfügbarkeit von Studienplätzen und von der Qualifikation 
im Hinblick auf die für ein erfolgreiches Studium erforder­
lichen Sprachkenntnisse abhängen.

A r t i k e l  4
1. Die Vertragsstaaten kommen zusätzlich zu jeglichen Ver­

pflichtungen der Regierungen überein, alle praktikablen Maß­
nahmen zu ergreifen, um die zuständigen Stellen zu ermuti­
gen:

(a) Zeugnissen, Diplomen und Graden zum Zwecke der Zu­
lassung ihrer Inhaber zum Weiterstudium, zur Weiter­
bildung oder zur Durchführung von Forschungsarbeiten 
an ihren Hochschulen Anerkennung im Sinne von Ar­
tikel 1 Absatz 1 zu gewähren;

(b) soweit wie möglich das Verfahren für die Anerkennung 
von an Hochschulen in anderen Vertragsstaaten absol­
vierten Teilstudien im Hinblick auf die Fortführung des 
Studiums festzulegen.

2. Für die Fälle, auf die sich dieser Artikel erstreckt, gilt Ar­
tikel 3 Absatz 2 entsprechend.

A r t i k e l  5
Die Vertragsstaaten kommen zusätzlich zu jeglichen Ver­

pflichtungen der Regierungen überein, alle praktikablen Maß­
nahmen zu ergreifen, um die zuständigen Stellen zu ermuti­
gen, den durch zuständige Stellen der anderen Vertragsstaaten 
erteilten Zeugnissen, Diplomen oder Graden im Hinblick auf 
die Ausübung eines Berufes im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe (b) Anerkennung zu gewähren.

A r t i k e l  6
Wird die Zulassung zu Bildungseinrichtungen im Hoheits­

gebiet eines Vertragsstaates nicht von diesem Staat verant­
wortet, übermittelt er den Wortlaut der Konvention an die 
betreffenden Einrichtungen und tut alles in seiner Macht Ste­
hende, um zu erreichen, daß die in Abschnitt II und III der 
Konvention niedergelegten Prinzipien von ihnen akzeptiert 
werden.

A r t i k e l  7
1. Ausgehend davon, daß es sich bei den anzuerkennenden 

Studien sowie Zeugnissen, Diplomen oder Graden um solche 
handelt, die im Vertragsstaat des Erwerbs dieser Zeugnisse, 
Diplome oder Grade absolviert bzw. durch von den dortigen 
zuständigen Stellen entsprechend zugelassene Einrichtungen 
ausgestellt worden sind, kommt jeder Absolvent solcher Stu­
dien und Inhaber solcher Zeugnisse, Diplome oder Grade für 
die Vergünstigungen nach Artikel 3, 4 und 5 in Betracht, ganz 
gleich, welche Staatsbürgerschaft oder welche politische oder 
Rechtsstellung eT besitzt.

2. Jeder Staatsbürger eines Vertragsstaates, der auf dem 
Hoheitsgebiet eines Nicht-Vertragsstaates ein oder mehrere 
Zeugnisse, Diplome oder Grade erworben hat, die den in Ar­
tikel 3, 4 und 5 festgelegten vergleichbar sind, kann für sich

die zutreffenden Bestimmungen dieser Artikel unter der Be­
dingung in Anspruch nehmen, daß seine Zeugnisse, Diplome 
oder Grade in seinem Heimatland wie auch in dem Land an­
erkannt sind, in dem er seine Studien fortzusetzen wünscht.

IV. Mechanismen zur Verwirklichung

A r t i k e l  8
Die Vertragsstaaten verpflichten sich, für die Erreichung der 

in Artikel 2 aufgeführten Ziele zu wirken, und tun alles in 
ihren Kräften Stehende, um die Erfüllung der in Artikel 3, 4, 5 
und 6 festgelegten Verpflichtungen durch

(a) nationale Gremien,
(b) das in Artikel 10 näher bestimmte Regionalkomitee und
(c) bilaterale oder subregionale Gremien 

zu gewährleisten.

A r t i k e l  9
1. Die Vertragsstaaten erkennen an, daß die Verwirklichung 

der Ziele und Verpflichtungen, die in dieser Konvention fest­
gelegt sind, auf nationaler Ebene eine enge Zusammenarbeit 
und Koordinierung der Bemühungen vieler verschiedener 
nationaler Institutionen staatlicher wie nichtstaatlicher Art, 
insbesondere von Universitäten, Bestätigungsgremien und 
anderen Einrichtungen des Bildungswesens, erfordern wird. 
Deshalb vereinbaren sie, die Untersuchung der mit der An­
wendung der Konvention zusammenhängenden Probleme in 
die Hand geeigneter nationaler Gremien zu legen, die mit 
allen betroffenen Bereichen Zusammenwirken und befugt sein 
werden, entsprechende Lösungen varzuschlagen. Weiterhin 
werden die Vertragsstaaten alle praktikablen Maßnahmen 
ergreifen, die erforderlich sind, um die effektive Tätigkeits­
aufnahme dieser nationalen Gremien zu beschleunigen.

2. Die Zusammenarbeit der Vertragsstaaten mit den zustän­
digen Stellen eines anderen Vertragsstaates erfolgt vor allem 
durch Schaffung von Möglichkeiten für diese, alle für ihre 
Tätigkeit im Zusammenhang mit Studien, Diplomen und Gra­
den in der Hochschulbildung nützlichen Informationen zu 
sammeln.

3. Jedes nationale Gremium soll über die notwendigen Mit­
tel verfügen, um entweder selbst alle für ihre Tätigkeit im 
Zusammenhang mit Studien, Diplomen und Graden in der 
Hochschulbildung nützlichen Informationen sammeln, ver­
arbeiten und karteimäßig erfassen oder die von ihr in diesem 
Zusammenhang benötigten Informationen kurzfristig von 
einem gesonderten nationalen Dokumentationszentrum ein­
holen zu können.

A r t i k e l  10
1. Hiermit wird ein aus Regierungsvertretern der Vertrags­

staaten zusammengesetztes Regionalkomitee geschaffen. Sein 
Sekretariat wird dem Generaldirektor der Organisation der 
Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
anvertraut.

2. Nicht-Vertragsstaaten der Region Europa, die zur Teil­
nahme an der zum Zweck der Annahme dieser Konvention 
stattfindenden diplomatischen Konferenz eingeladen worden 
sind, können an den Sitzungen des Regionalkomitees teil­
nehmen.

3. Aufgabe des Regionalkomitees ist die Förderung der An­
wendung dieser Konvention, Von ihm werden die periodischen 
Berichte der Vertragsstaaten über ihre Fortschritte und 
Schwierigkeiten bei der Anwendung der Konvention sowie die 
von seinem Sekretariat angefertigten Studien zur Konven­
tion entgegengenommen und geprüft. Die Vertragsstaaten 
verpflichten sich, dem Komitee mindestens einmal alle zwei 
Jahre einen Bericht vorzulegen.

4. Gegebenenfalls unterbreitet das Regionalkomitee den 
Vertragsstaaten an alle oder an einzelne von ihnen gerichtete 
Empfehlungen zur Anwendung dieser Konvention.


